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Ein Jugendlicher ist strafrechtlich verantwortlich, 
wenn er zur Zeit der Tat nach seiner sittlichen und 
geistigen Entwicklung reif genug ist, das Unrecht der 
Tat einzusehen und nach dieser Einsicht zu handeln.

Sie liegt vor, wenn der Jugendliche auf Grund des 
Entwicklungsstandes seiner Persönlichkeit fähig war, 
sich bei seiner Entscheidung zur Tat von den hierfür 
geltenden Regeln des gesellschaftlichen Zusammenle­
bens leiten zu lassen.

§5
Die Folgen der Jugendstraftat

§69
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 

Jugendlicher

(1) Als Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit werden bei Jugendlichen angewandt:

— Beratung und Entscheidung durch ein gesellschaft­
liches Organ der Rechtspflege;

(1) Aus Anlaß der Straftat eines Jugendlichen kön­
nen Erziehungsmaßregeln angeordnet werden.

— Auferlegung besonderer Pflichten durch das Ge­
richt ;

(2) Die Straftat eines Jugendlichen wird mit 
Zuchtmitteln

— Strafen ohne Freiheitsentzug;
— Jugendhaft;

oder mit Jugendstrafe geahndet, wenn Erziehungs­
maßregeln nicht ausreichen.

— Einweisung in ein Jugendhaus;
— Freiheitsstrafe.

(2) Für die Anwendung von Zusatzstrafen gelten 
die allgemeinen Bestimmungen dieses Gesetzes mit den 
nachfolgenden Besonderheiten.

(3) . . . (bei § 10 JGG West)

§6
Nebenfolgen

(1) Auf Unfähigkeit, öffentliche Ämter zu beklei­
den, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen oder 
in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu 
stimmen, sowie auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht 
darf nicht erkannt werden.

(2) Der Verlust der Fähigkeit, öffentliche Ämter zu 
bekleiden und Rechte aus öffentlichen Wahlen zu er­
langen (§31 Abs. 1 des Strafgesetzbuches), tritt nicht 
ein.

(4) . . . (s. u.) und die Aberkennung staatsbürger­
licher Rechte (§ 58) finden für Jugendliche keine An­
wendung.

§7
Maßregeln der Sicherung und Besserung 

Als Maßregeln der Sicherung und Besserung im 
Sinne des allgemeinen Strafrechts können nur die 
Unterbringung in einer Heil- oder Pflegeanstalt oder 
die Entziehung der Erlaubnis zum Führen von Kraft­
fahrzeugen angeordnet werden (§ 42a Nr. 1 und 7 des 
Strafgesetzbuchs).

(4) Das Verbot bestimmter Tätigkeiten (§ 53), die 
Vermögenseinziehung (§ 57) . . . (s. o.) finden für Ju­
gendliche keine Anwendung.


